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1 Sachbezugswerte 2020 

Der Gesetzgeber hat die Sachbezugswerte ab dem 01.01.2020 an den Verbraucherpreisindex 
angepasst. Dieser stieg im Bereich Beherbergungs- und Gaststättenleistungen um 2,8 % während der 
Wert für Unterkunft bzw. Mieten um 1,8% gestiegen ist 
 
 
 
Art des Sachbezugs Sachbezugswert 2019 

monatlich 
Sachbezugswert 2020 
monatlich 

Verpflegung insgesamt 251 € 258 € 
Frühstück    53 € 54 € 
Mittagessen   99 € 102 € 
Abendessen   99 € 102 € 

Unterkunft 231 € 235 € 
freie Wohnung pro m2 normale 
Ausstattung 

4,05 € 4,12 € 

freie Wohnung pro m2 einfache 
Ausstattung 

3,31 € 3,37 € 

 
 
 
2 Neue Pauschalbeträge für 
Verpflegungsmehraufwand und 
Übernachtung 2020 
 
Durch das JStG 2019 sollen die Pauschalen für 
Verpflegungsmehraufwand ab 01.01.2020 
wie folgt angehoben werden: 
 
 

· für jeden Kalendertag, an dem der 
Arbeitnehmer 24 Stunden von seiner 
Wohnung und ersten Tätigkeitstätte 
abwesend ist, von 24€ auf 28€ 

· für den An- oder Abreisetag, wenn der 
Arbeitnehmer an diesem, einem 
anschließenden oder vorhergehendem 
Tag außerhalb seiner Wohnung 
übernachtet, von jeweils 12€ auf 14€ 
und  

· für jeden Kalendertag, an dem der 
Arbeitnehmer ohne Übernachtung 
außerhalb seiner Wohnung mehr als 
acht Stunden von seiner Wohnung 
und ersten Tätigkeitsstätte abwesend 
ist, von 12€ auf 14€. 

 
 
 

 
 
 
 
3 Neuregelung zur 44-EUR-Sachlohngrenze  
 
Eine wesentliche Änderung sieht das Gesetz 
zu den beliebten Gutscheinen an 
Arbeitnehmer im Rahmen der 44 EUR-Grenze 
vor. Die Gewährung von Gutscheinen und 
Geldkarten stellt hiernach grundsätzlich 
Barlohn dar, es sei  denn, diese erfüllen die 
Voraussetzungen des 
Zahlungsdienstaufsichtsgesetzes (ZAG). 
 
Vom ZAG erfasst sind beispielsweise (reine) 
Tankgutscheine, welche direkt vom Anbieter 
ausgestellt sind. Solche Gutscheine führen 
daher auch ab dem Jahr 2020 zu einer 
Zuwendung von Sachlohn und können daher 
monatlich bis zu 44 EUR steuerfrei vom 
Arbeitgeber zugewandt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
4 Vorteil bei Privatnutzung eines Elektro- 
oder Hybrid-Kfz  

 
Bei der Ermittlung des geldwerten Vorteils aus 
der Privatnutzung eines betrieblichen Elektro- 
oder Hybrid-Kfz ist seit dem Jahr 2019 bei der 
Anwendung der 1- Prozent-Methode nur noch 
der hälftige Bruttolistenpreis bzw. Leasingrate 
einzubeziehen. Diese Regelung gilt aktuell für 
alle nach dem 31.12.2018 und vor dem 
1.1.2022 angeschafften Elektro- und Hybrid-
Kfz. 
 
die Regelung gilt auch für 
 

· Fahrten zwischen Wohnung und 
Betriebsstätte  

· geldwerter Vorteil für die private 
Nutzung durch Arbeitnehmer  

· Nutzung für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
durch AN 

· Familienheimfahrten im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung 

 
Hinweis 
 
Bei reinen E-Fahrzeugen gibt es zudem 
eine zehnjährige Befreiung von der Kfz-
Steuer, daran anschließend ermäßigt sich 
die zu zahlende Kraftfahrzeugsteuer um 
50 Prozent. Dies gilt allerdings nur bei 
Erstzulassung bis zum 31.12.2020. 
 
 
5 Vorteile für das elektrische Aufladen 
 
Ebenfalls bis Ende 2030 wird die 
Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber 
gewährte Vorteile für elektrische Aufladen 
eines Elektrofahrzeugs oder 
Hybridelektrofahrzeug im Betrieb des 
Arbeitgebers und einer zur privaten 
Nutzung überlassenem betrieblichen 
Ladevorrichtung verlängert. 
 
 
 
 
 
 

6 Sonderabschreibung für E-
Lieferfahrzeuge 
 
Als weiterer Anreiz sieht der Gesetzgeber 
eine Sonderabschreibung für 
Elektronutzfahrzeuge i.H.v. 50% im Jahr 
der Anschaffung vor. Voraussetzung ist, 
dass das Fahrzeug der Erzielung von 
betrieblichen Einkünften dienen und zum 
Anlagevermögen des Unternehmens 
gehören. Daneben kommen auch 
unternehmerisch genutzte 
Elektrolastenfahrräder in den Genuss der 
Begünstigung. 
 

 
7 Diensträder 
 
die seit diesem Jahr eingeführte 
Möglichkeit, der steuerfreien Gestellung 
eines Dienstfahrrads an Arbeitnehmer, 
wird ebenfalls bis Ende 2030 verlängert. 
Zudem erhalten Arbeitgeber die  
Möglichkeit, den geldwerten Vorteil aus 
der unentgeltlichen oder verbilligten 
Übereignung von betrieblichen Fahrrädern 
an den Arbeitgeber ab dem Jahr 2020 
pauschal mit 25% Lohnsteuer zu 
besteuern. 

 
 

8 Änderungen Gründung Betrieb bzw. 
Betriebsstätten  

 
Bereits bisher war die Eröffnung eines Betriebs 
der land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 
bzw. eines Gewerbebetriebes der Gemeinde 
oder die Aufnahmen einer freiberuflichen 
Tätigkeit dem örtlich zuständigen Finanzamt 
mitzuteilen. 
 
Künftig ist der Steuerpflichtige verpflichtet, 
innerhalb von einem Monat nach dem 
meldepflichtigen Ereignis von sich aus weitere 
Informationen gegenüber dem Finanzamt zu 
erteilen. 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

9 Änderungen Existenzgründer bei der 
Umsatzsteuer 

 
Grundsätzlich müssen Existenzgründer 
monatliche Umsatzsteuervoranmeldungen 
abgeben. Zugunsten der Gründer wird diese 
Regelung vom 01.01.2021 bis zum 
31.12.2026 ausgesetzt. Es sind dann nur 
vierteljährliche Meldungen abzugeben. die 
Regelung tritt ab 01.01.2021 in Kraft. 
 
 
 

10 Änderungen für Kleinunternehmer 
 
Kleinunternehmer brauchen keine 
Umsatzsteuer abführen und können im 
Gegenzug keine Vorsteuern abziehen. Sie 
brauchen daher grundsätzlich weder 
Umsatzsteuervoranmeldungen noch 
Jahreserklärungen abgeben. 
 
 
11 Rückführung Solidaritätszuschlag ab 2021 
 
Der Bundestag hat am 14.11.2019 das Gesetz 
zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 
1995 beschlossen. 
 
Konkret sieht das Gesetz vor, dass der Soli in 
Zukunft erst anfällt, wenn tariflicher 
Einkommensteuern i.H.v. mehr als 16.956€ 
(bei Einzelveranlagung) bzw. 33.912€ (bei 
Zusammenveranlagung) festgesetzt werden. 
Danach beginnt die Milderungszone für sog. 
Besserverdiener. 
 
 
12 Belegausgabepflicht für Registrierkassen 
 
Die Finanzverwaltung hat die Frist zur 
Aufrüstung von Registrierkassen mit einer 
zertifizierten Sicherheitslösung (TSE) bzw. die 
Pflicht zur Anschaffung einer solchen Kasse 
auf den 30. September 2020 verschoben. 
 
Es gilt: Wer Geschäftsvorfälle mit Hilfe eines 
elektronischen Aufzeichnungspflicht erfasst, 
hat dem Kunden in unmittelbarem zeitlichem 
Zusammenhang mit dem Geschäftsvorfall 
einen Beleg über den Geschäftsvorfall 
auszustellen und dem Kunden zur Verfügung 
zu stellen. 
 

Hinweis 
Eine Pflicht zur Annahme des Belegs durch 
den Kunden sowie zur Aufbewahrung besteht 
übrigens nicht. Es besteht auch keine 
Aufbewahrungspflicht des Unternehmers für 
vom Kunden nicht entgegengenommene 
Papierbelege. 
 

13 Auf zeitnahe Erfassung von 
Sonderbetriebsausgaben achten! 

 
Gesellschafter von gewerblich oder 
freiberuflich tätigen Personengesellschaften 
können Aufwendungen, die ihnen im 
Zusammenhang mit ihrer Beteiligung 
entstehen, als sog. Sonderbetriebsausgaben 
gewinnmindernd geltend machen. 
 
Der BFH hat nun aktuell entschieden, dass 
Sonderbetriebsausgaben, die im Jahr ihrer 
Entstehung und Bezahlung nicht 
gewinnmindernd gebucht werden, nicht in 
einem Folgejahr gewinnmindernd erfasst 
werden dürfen. Dies gilt auch dann, wenn die 
Ausgaben aus Privatmitteln im Wege einer 
Einlage bezahlt wurden. 
 
Folgen für die Praxis: Prüfen Sie als 
Gesellschafter einer Personengesellschaft 
daher rechtzeitig, ob sie im laufenden Jahr 
Aufwendungen, die durch ihre Beteiligung 
veranlasst sind, getragen haben. diese 
Aufwendungen müssen dann im laufenden 
Jahr als Sonderbetriebsausgaben geltend 
gemacht werden. Eine Nachholung in einem 
Folgejahr kommt nicht mehr in Betracht, wenn 
die Aufwendungen bis zum Bilanzstichtag 
bezahlt worden sind. 
 
 
 
 


